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Amtliche Mitteilungen
der Stadt Ingolstadt

Bürgerhaushalt der Stadt Ingolstadt 
– Vollzugsrichtlinien –

I. Präambel

Im Interesse einer verstärkten Bürgerbeteiligung am städtischen 
Haushalt hat der Stadtrat am 27.08.2009 beschlossen, den Bezirks-
ausschüssen jährlich einen Grundbetrag für Investitionen ortsteil-
bezogener Angelegenheiten und Projekte zur Verfügung zu stel-
len. Über die Höhe des Grundbetrags wird jährlich im Rahmen der 
Haushalts- und Finanzplanung entschieden.

Das Hauptamt ist zentrale Koordinierungsstelle sowohl innerhalb 
der Verwaltung als auch zwischen der Fachverwaltung und den 
Bezirksausschüssen. Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeu-
tung beim Vollzug des Bürgerhaushalts sind von diesem federfüh-
rend zu behandeln.

II. Zweck der Mittelverwendung und Aufgabenbereiche

1.  Die vom Stadtrat bereit gestellten Haushaltsmittel können für 
alle Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen in kom-
munaler Zuständigkeit1 sowie für freiwillige Leistungen einge-
setzt werden, sofern nicht zwingende rechtliche oder fachliche 
Gründe dagegenstehen. Dies gilt für folgende Aufgabenberei-
che:

1.1  Öffentliche Sicherheit und Ordnung (insbesondere: Um-
weltschutz, Brand- und Katastrophenschutz)

1.2  Schulen (staatlich oder staatlich anerkannt)

1.3 Wissenschaft, Forschung und Kulturpflege

1.4  Soziale Sicherung (insbesondere: Jugendarbeit, Kindertages-
stätten, Einrichtungen der Wohlfahrtspflege) 

1.5  Gesundheit, Sport, Erholung (z. B. Park- und Grünanlagen, 
Naherholung sowie Sportgroß- und Hilfsgeräte zur Durch-
führung der in den Sportbünden vertretenen Fachsport-
arten mit einem Einzelbeschaffungswert von mindestens 
2.000 €). 

1.6 Bau- und Wohnungswesen, Verkehr

1.7 Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

2.  Investitionen freier Träger (z.B. Vereine, kirchliche Organisati-
onen) für die Wahrnehmung der vorgenannten Aufgaben kön-
nen bezuschusst werden, wenn

2.1  an der Erfüllung der Maßnahme ein öffentliches Interesse 
besteht,

2.2  die Maßnahme ohne eine Bezuschussung der Stadt Ingol-
stadt nicht oder nicht in dem erforderlichen Umfang durch-
geführt werden kann und

2.3  die Bezuschussung keinen Ersatz für Eigenmittel des Trägers 
oder Zuschüsse Dritter darstellt.

3.  Investitionen sind Anschaffungs- und Herstellungskosten (nicht 
aber Personalkosten) einschließlich der Anschaffung bewegli-
cher Sachen mit einem Wert von mehr als 410 € netto (§ 87 
Nr. 20 in Verbindung mit Nr. 3.2 KommHV-Kameralistik2). Dies 
sind im Einzelnen:

3.1  Erhaltungsaufwand bei städtischen Einrichtungen wie die 
Erneuerung von bereits vorhanden Teilen, Einrichtungen 
und Anlagen sowie Maßnahmen zum Substanzerhalt unter 
gestalterischen, technischen oder optischen Aspekten.

3.2  Aufwendungen für grünpflegerische Maßnahmen in Ein-
richtungen und Anlagen der Stadt Ingolstadt und zur Ge-
staltung des öffentlichen Raums.

3.3  Aufwendungen und Ausstattungen zur Verbesserung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung (u.a. Brandschutz, tech-
nische Hilfeleistungen, Ausstattung und Ausrüstung der 
Freiwilligen Feuerwehren)

3.4  Aufwendungen im öffentlichen Raum im Umfeld von Kir-
chen und anderen öffentlich zugänglichen Gebäuden sowie 
die Außensanierung von Kirchen3.

4.  Losgelöst von der 410 €-Investitionsgrenze können die Bezirk-
sausschüsse jährlich einen Gesamtbetrag bis zu 2.000 € für 
Kleininvestitionen verwenden (Kleininvestitionstopf).

III. Nicht förderfähig sind insbesondere:

1.  Zuwendungen, an Einzelpersonen, Vereine und Verbände für:
– Lager- und Werkstatträume, Garagen, Container u. ä.
– EDV Hard- und Software
– Fahrzeuge aller Art
– Waffen aller Art
– Kunstwerke / Kunstobjekte
– lfd. Sach- und Betriebsausgaben
–  persönliche Ausrüstungs- und Ausstattungsgegenstände (z.B. 

Bekleidung)

2.  Gebrauchsgegenstände (z. B. für Küchen, Aufenthaltsräume, 
Büros, Vereinsheime) soweit sie nicht für die Erfüllung übertra-
gener kommunaler Aufgaben erforderlich sind,

3.  Sozial- und Transferleistungen an Dritte als Ersatz oder Ergän-
zung zu gesetzlichen Leistungen,

4.  Doppelförderungen aus städtischen Finanzmitteln. Finanz-
mittel aus dem Bürgerhaushalt können auf Wunsch des Be-
zirksausschusses vorrangig eingesetzt werden, d. h. unter Aus-
schluss anderer städtischer Zuschüsse. 

IV. Höhe der Zuwendungen und Zuschüsse:

1.  Zuschüsse für öffentliche Einrichtungen der Stadt
 bis zu 100 v. H.

1  Aufgaben des eigenen und des übertragenen Wirkungskreises
2 Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-

sen der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke nach den 
Grundsätzen der Kameralistik

3 Für Kirchtürme gelten die Grundsätze über die Zuschussgewäh-
rung für die Renovierung von Kirchtürmen

2.  Grünpflegerische Gestaltung im öffentlichen Raum, 
 bis zu 100 v. H. 
Wohnumfeldverbesserungen

3.  Kirchenaußensanierungen bis zu 30 v. H 
(Höchstbetrag 10.000 € je Maßnahme)

4.  Investitionszuschüsse an freie Träger und Verbände 
a) für Kindertagesstätten (Höchstbetrag 10.000 € je Maßnahme) 
- Spielplätze bis zu 80 v. H. 
- sonstige Investitionen bis zu 30 v. H. 
b) sonstige Maßnahmen bis zu 30 v. H. 
(bis zu einem Höchstbetrag von 5.000 €)

5.  Sportgroß- und Hilfsgeräte  30 v. H. 
(bis zu einem Höchstbetrag von 3.000 €) 

6.  Kleininvestitionen gem. Abschnitt II Nr. 4 bis zu 100 v. H.

Bemessungsgrundlage für die zuschussfähigen Kosten sind die je-
weiligen Bruttoverkaufspreise (d. h. einschließlich der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer) abzüglich gewährter Nachlässe bzw. Rabatte und 
Skonti, ohne Versand-, Versicherungs- und Transport- bzw. Verpa-
ckungskosten. Im Falle des Vorsteuerabzugs ist dies im Antrag zu 
berücksichtigen.

Die „Allgemeinen Zuschussrichtlinien“ und die „Sportförderricht-
linien“ bleiben davon unberührt (s. Anlagen).

V. Antragsverfahren:

Für den Vollzug des Bürgerhaushalts sind folgende Verfahrens-
schritte maßgeblich:

1. Bekanntgabe der Mittel an die Bezirksausschüsse:

Das Hauptamt gibt bis zum 15. Februar eines jeden Jahres das je-
weils für das folgende Haushaltsjahr zur Verfügung stehende Ge-
samtbudget und den Grundbetrag pro Einwohner bekannt. Maß-
stab für die Zuweisung der Teilbudgets ist die nach der amtlichen 
Statistik ermittelte Einwohnerzahl mit Hauptwohnsitz in den je-
weiligen Stadtbezirken zum 31.12. des Vorvorjahres (z. B. Einwoh-
nerstand zum 31.12.2009 für den Haushalt 2011).

2. Vorberatungen in den Bezirksausschüssen:

Die Bezirksausschüsse beraten die Vorschläge für unmittelbare und 
stadteigene Maßnahmen und Projekte für das folgende Haushalts-
jahr. Vorschläge für den Bürgerhaushalt können von den Mitglie-
dern der Bezirksausschüsse selbst oder von Bürgern formlos oder 
über den städtischen Internetauftritt4 eingebracht werden. Die von 
den Bezirksausschüssen befürworteten Vorschläge sind mit Priori-
täten-Angaben dem Hauptamt bis zum 15. Juni des laufenden Jah-
res mitzuteilen.

3.  Stellungnahmen der Verwaltung zu den Vorschlägen 
der Bezirksausschüsse:

Die Referate/Fachämter prüfen die von den Bezirksausschüssen be-
schlossenen Vorschläge und stellen die Kosten für die Umsetzung 
und mögliche Folgekosten fest. Die ermittelten Kostenschätzungen 
bzw. Kostenberechnungen werden neben der fachlichen Stellung-
nahme den Bezirksausschüssen bis zum 15. Juli über das Hauptamt 
bekannt gegeben/zugeleitet. 

4.  Beschlussfassung in den Bezirksausschüssen

Die Bezirksausschüsse beraten über die Stellungnahmen der Ver-
waltung und stellen ihre Anträge bis zum 15. September für das 
folgende Haushaltsjahr.

Mittelübertragungen auf das bzw. die Folgejahr/e sind unter fol-
genden Voraussetzungen für die Haushaltsjahre 2011 ff möglich:

4.1  die Finanzmittel müssen durch entsprechende Projektge-
nehmigungen gebunden sein,

4.2  die Übertragung ist auf zwei Haushaltsjahre begrenzt. 

Im Sinne einer flexiblen Behandlung und einer zeitnahen Umset-
zung kleinerer Maßnahmen mit geringfügigen Beträgen können 
bis zu 30 % des Budgets der jeweiligen Bezirksausschüsse unter Be-
achtung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen der BayGO und 
der KommHV pauschal eingestellt werden.

5. Entscheidung über die Anträge/Projekte

Die Fachverwaltung führt für die von den Bezirksausschüssen be-
schlossenen Maßnahmen die Projektgenehmigungen durch den 
Stadtrat bzw. den Oberbürgermeister5 herbei und beantragt die 
Aufnahme der erforderlichen Finanzmittel in den Haushalt des 
Folgejahres. In den Anträgen zur Projektgenehmigung sind evtl. 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Bezirksausschuss und 
der Fachverwaltung darzustellen. Über beabsichtigte Ablehnungen 
der Fachverwaltung ist das Hauptamt vorab zu informieren.

Die Bezirksausschüsse können eine abschließende Überprüfung ab-
gelehnter Anträge durch den Finanz- und Personalausschuss beim 
Hauptamt beantragen.

Über die Entscheidung des Stadtrats bzw. des Oberbürgermeisters 
sind die Kämmerei sowie die betroffenen Fachämter vom Haupt-
amt zu informieren.

6. Umsetzung und Rechnungslegung

Die Fachämter setzen die Aufträge im Folgejahr bis zum Haushalts-
schluss um und begleichen die Rechnungen in Abstimmung mit 
der Kämmerei. Sie holen die erforderlichen Einzelprojektgenehmi-
gungen im Rahmen der Geschäftsordnung des Stadtrats ein. Die 
städtische Vergabeordnung sowie die haushaltsrechtlichen Vorga-
ben sind zu beachten. Die Fachämter teilen in Abstimmung mit 
der Kämmerei dem Hauptamt das Ergebnis mit.

7. Projekt- und Finanzbericht

Vom Presse- und Informationsamt wird in Abstimmung mit den 
Fachämtern und der Kämmerei jährlich im Internet ein Projekt- 
und Finanzbericht veröffentlicht. Ebenso erfolgt ab 2011 in Ab-
stimmung mit den Fachämtern ein Bericht des Hauptamtes über 
die Umsetzung der einzelnen Projekte und Maßnahmen der Be-

4 www.ingolstadt.de unter dem Punkt „Rathaus -> Bürgerhaushalt“

zirksausschüsse, um die Bürger-
schaft zeitnah und so umfassend 
wie möglich zu informieren.

8.  Fortlaufende Abstim-
mungsgespräche

Den Mitgliedern der Bezirks-
ausschüsse werden nach Bedarf 
fortlaufende Abstimmungsge-
spräche vom Hauptamt mit Un-
terstützung der Kämmerei ange-
boten, um sie insbesondere mit 
den Grundsätzen des kommu-
nalen Haushaltsrechts und der 
Fortschreibung des Verfahrens 
vertraut zu machen.

VI. In-Kraft-Treten:

Die Richtlinien treten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2011 rück-
wirkend in Kraft.

Dr. Alfred Lehmann
Oberbürgermeister

(Bau-) Genehmigungsverfahren bei der 
Stadt Ingolstadt (Az.:02481-11-11)

Vorhaben/Betreff:  Ausbau des Dachgeschosses eines 
Mehrfamilienwohnhauses, Erweite-
rung der Wohneinheiten von 6 auf 8 
sowie energetische Sanierung

Grundstück: Ingolstadt, Oberer Taubentalweg 17

Gemarkung: Ingolstadt 

Flur-Nr.: 3719/9; 3722/10 

Am 21.07.2011 wurde für das o.a. Bauvorhaben die Erteilung einer 
Genehmigung beantragt.

Alle benachbarten Grundstückseigentümern wird hiermit 
Gelegenheit gegeben, die o.a. Planunterlagen beim Bauordnungs-
amt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 103 (Tel.: 
305-2222) innerhalb der nächsten 14 Tage zu den üblichen 
Geschäftsstunden einzusehen. Rechtsgrundlage für diese Veröf-
fentlichung ist die analoge Anwendung des Art. 66 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO).

1. Baugenehmigung der Stadt Ingol-
stadt vom 19.07.2011 (Az.:01699-11-11)

Vorhaben/Betreff:  Nutzungsänderung von Gaststätte in 
3 Wohneinheiten

Grundstück: Ingolstadt, Gutenbergstraße 42

Gemarkung: Ingolstadt

Flur-Nr.: 3953

Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung 
(Bescheid vom 19.07.2011). Geplant ist eine Nutzungsänderung 
von einer Gaststätte in 3 Wohneinheiten.

2. Baugenehmigung der Stadt Ingol-
stadt vom 20.07.2011 (Az.:01519-11-08)

Vorhaben/Betreff:  Neubau von 3 Mehrfamilienwohn-
häusern mit 35 Wohnungen sowie 
Errichtung von 53 Stellplätzen

Grundstück: Ingolstadt, Friedrichshofener Straße

Gemarkung: Gaimersheim 

Flur-Nr.  2542/4, 2542/24, 2542/10, 2542/25, 2542/26

Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung 
(Bescheid vom 20.7.2011). Geplant ist der Neubau von 3 Mehrfa-
milienwohnhäusern mit 35 Wohnungen sowie Errichtung von 53 
Stellplätzen.

3. Baugenehmigung der Stadt Ingol-
stadt vom 21.07.2011 (Az.:01921-11-08)

Vorhaben/Betreff:  Errichtung eines Wintergartens (An-
lehngewächshaus)

Grundstück: Ingolstadt, Ulmenweg 12a

Gemarkung: Ingolstadt

Flur-Nr.: 2234/67 

Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung 
(Bescheid vom 21.07.2011). Geplant ist die Errichtung eines Win-
tergartens (Anlehngewächshaus).

Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle be-
nachbarten Grundstückseigentümer der o.a. Baumaß-
nahme darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen 
beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, 
Zimmer Nr. 103 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Geschäftsstun-
den eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese Veröf-
fentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Klage müs-
sen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses 
Bescheids bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München,
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Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. In der Klage 
müssen Sie den Kläger, die Beklagte (Stadt Ingolstadt) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen, fer-
ner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Der 
Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid in Urschrift oder Abschrift 
beifügen. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Sie Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beifügen.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

-  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.6.2007 (GVBl. S. 390) 
wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts ab-
geschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid 
Widerspruch einzulegen.

-  Die Klageerhebung durch E-Mail ist unzulässig.

-  Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-
gerichten seit 01. Juli 2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten.

Bekanntmachung 
Bodenrichtwerte zum 31.12.2010

Gemäß § 196 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 mit allen Änderungen, hat 
die Stadt Ingolstadt über die im Stadtgebiet erzielten Grundstücks-
preise eine Kaufpreissammlung zu führen. Aufgrund dieser Samm-
lung sind entsprechende durchschnittliche Lagewerte (Bodenricht-
werte) zu ermitteln und öffentlich bekannt zu geben.

Der Gutachterausschuss bei der Stadt Ingolstadt hat am 30.06. 
bzw. 01.07.2011 die Bodenrichtwerte für die Stadt Ingolstadt zum 
31.12.2010 neu ermittelt. Diese Werte sind in einer Bodenricht-
wertkarte und –liste eingetragen, die in der Zeit vom 28.07. bis 
29.08.2011 bei der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses im 

Technischen Rathaus, Spitalstr. 3, EG, zwischen Zimmer 8 und 
Zimmer 9, öffentlich aushängt.

Auch nach diesem Zeitpunkt kann jeder von der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses eine gebührenpflichtige Auskunft über 
die Bodenrichtwerte erhalten.

Entleerungstermine der Abfallbehält-
nisse in den Stadtbereichen, in denen 

die Bürger ihre Tonnen selbst zur 
Entleerung bereitstellen müssen

In bestimmten Stadtbereichen müssen die Bürger ihre Abfallbehält-
nisse selbst zur Entleerung bereitstellen. Für diese Bereiche werden 
daher die Entleerungstermine der Abfallbehältnisse bekanntgege-
ben. Verschiebungen aufgrund eines Feiertages sind in der unten 
stehenden Tabelle durch Fettdruck gekennzeichnet.

Die Biotonne wird im wöchentlichen Wechsel mit der Restmüll-
tonne geleert, die Papiertonne wird alle 4 Wochen abgefahren.

Die Termine im einzelnen:

Stadtteile 
ohne Service

Entlee-
rungstag

Restmüll Biomüll Papier

Zuchering Montag 01.08. 16.08. 08.08. 22.08. 22.08. 19.09.

Mailing,  
Feldkirchen Montag 08.08. 22.08. 01.08. 16.08. 08.08. 05.09.

Winden,  
Oberbrunnenreuth, 
Unterbrunnenreuth, 
Spitalhof

Dienstag 02.08. 17.08. 09.08. 23.08. 23.08. 20.09.

Irgertsheim,  
Pettenhofen Dienstag 09.08. 23.08. 02.08. 17.08. 17.08. 13.09.

Mühlhausen,  
Dünzlau Dienstag 09.08. 23.08. 02.08. 17.08. 17.08. 13.09.

Gerolfing (nördl 
Wilhelm-Busch-Str.) Dienstag 09.08. 23.08. 02.08. 17.08. 17.08. 13.09.

Gerolfing  
(restliches Gebiet) Mittwoch 10.08. 24.08. 03.08. 18.08. 18.08. 14.09.

Etting Mittwoch 03.08. 18.08. 10.08. 24.08. 03.08. 31.08.

Hagau Donnerstag 04.08. 19.08. 28.07. 11.08. 28.07. 25.08.

Oberhaunstadt, 
Müllerbad Donnerstag 04.08. 19.08. 28.07. 11.08. 04.08. 01.09.

Unterhaunstadt Freitag 05.08. 20.08. 29.07. 12.08. 05.08. 02.09.

Seehof Freitag 29.07. 12.08. 05.08. 20.08. 05.08. 02.09.

Aufgebot von Sparkassenbüchern 
und sonstigen Sparurkunden

Gemäß Art. 35 und 36 AGBGB wird hiermit auf Antrag der nach-
stehend aufgeführten Antragsteller der Inhaber des/der jeweiligen 
Sparkassenbuches/Sparurkunde aufgefordert, seine Rechte unter 
Vorlegung der Urkunde binnen drei Monaten bei der Sparkasse 
Ingolstadt anzumelden. Wird die Urkunde innerhalb dieser Frist 
nicht vorgelegt, so wird das jeweilige Sparkassenbuch/die jeweilige 
Sparurkunde durch Beschluss des Vorstandes für kraftlos erklärt.

Antragsteller Urkundennummer

Therese Glaser , Peter Metzger 3161613330

Marcel Tauer 4155093455

Can Guendogan 3121011336
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